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SECHSTE RICHTLINIE DES RATES

vom 17. Dezember 1982

gemäß Artikel 54 Absatz 3 Buchstabe g) des Vertrages betreffend
die Spaltung von Aktiengesellschaften

(82/891/EWG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft, insbesondere auf Artikel 54 Absatz 3 Buchstabe g),

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die Koordinierung, die Artikel 54 Absatz 3 Buchstabe g) und das All-
gemeine Programm zur Aufhebung der Beschränkungen der Niederlas-
sungsfreiheit (4) vorsehen, wurde mit der Richtlinie 68/151/EWG (5) be-
gonnen.

Diese Koordinierung wurde für die Gründung der Aktiengesellschaft
sowie die Erhaltung und Änderung ihres Kapitals durch die Richtlinie
77/91/EWG (6), für die Jahresabschlüsse von Gesellschaften bestimmter
Rechtsformen durch die Richtlinie 78/660/EWG (7) und für die Ver-
schmelzung von Aktiengesellschaften durch die Richtlinie
78/855/EWG (8) fortgesetzt.

Die Richtlinie 78/855/EWG hat nur die Verschmelzung von Aktienge-
sellschaften und einige gleichgestellte Vorgänge geregelt. Der Vorschlag
der Kommission zielte aber auch auf die Spaltung ab. Das Europäische
Parlament und der Wirtschafts- und Sozialausschuß befürworten auch
eine Regelung dieses Vorgangs.

Angesichts der Verwandschaft zwischen Verschmelzung und Spaltung
kann eine etwaige Umgehung der durch die Richtlinie 78/855/EWG
bezüglich der Verschmelzung eingeräumten Garantien nur dadurch ver-
hindert werden, daß für den Fall der Spaltung ein gleichwertiger Schutz
vorgesehen wird.

Der Schutz der Interessen von Gesellschaftern und Dritten erfordert es,
die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Spaltung von Ak-
tiengesellschaften zu koordinieren, sofern die Mitgliedstaaten die Spal-
tung zulassen.

Im Rahmen der Koordinierung ist es besonders wichtig, die Aktionäre
der an der Spaltung beteiligten Gesellschaften angemessen und so ob-
jektiv wie möglich zu unterrichten und ihre Rechte in geeigneter Weise
zu schützen.
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Die Wahrung von Ansprüchen der Arbeitnehmer beim Übergang von
Unternehmen, Betrieben oder Betriebsteilen ist zur Zeit durch die Richt-
linie 77/187/EWG (1) geregelt.

Die Gläubiger einschließlich der Inhaber von Schuldverschreibungen
sowie die Inhaber anderer Rechte der an der Spaltung beteiligten Ge-
sellschaften müssen dagegen geschützt werden, daß sie durch die Spal-
tung Schaden erleiden.

Die Offenlegung, wie sie die Richtlinie 68/151/EWG vorsieht, muß auf
die Maßnahmen zur Durchführung der Spaltung ausgedehnt werden,
damit hierüber auch Dritte ausreichend unterrichtet werden.

Ferner ist es notwendig, daß die Garantien, die Gesellschaftern und
Dritten bei der Durchführung der Spaltung gewährt werden, auch für
bestimmte andere rechtliche Vorgänge gelten, die in wesentlichen Punk-
ten ähnliche Merkmale wie die Spaltung aufweisen, um Umgehungen
des Schutzes zu vermeiden.

Schließlich müssen, um die Rechtssicherheit in den Beziehungen zwi-
schen den an der Spaltung beteiligten Gesellschaften, zwischen diesen
und Dritten sowie unter den Aktionären zu gewährleisten, die Fälle der
Nichtigkeit der Spaltung beschränkt werden; außerdem müssen der
Grundsatz, daß Mängeln der Spaltung soweit wie möglich abgeholfen
werden soll, und eine kurze Frist zur Geltendmachung der Nichtigkeit
festgelegt werden —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Gestatten die Mitgliedstaaten für die in Artikel 1 Absatz 1 der
Richtlinie 78/855/EWG genannten, ihrem Recht unterliegenden Gesell-
schaften die in Artikel 2 der vorliegenden Richtlinie beschriebene Spal-
tung durch Übernahme, so unterwerfen sie diesen Vorgang den Vor-
schriften des Kapitels I der vorliegenden Richtlinie.

(2) Gestatten die Mitgliedstaaten für die in Absatz 1 bezeichneten
Gesellschaften die in Artikel 21 definierte Spaltung durch Gründung
neuer Gesellschaften, so unterwerfen sie diesen Vorgang den Vorschrif-
ten des Kapitels II.

(3) Gestatten die Mitgliedstaaten für die in Absatz 1 bezeichneten
Gesellschaften den Vorgang, durch den eine Spaltung durch Übernahme
im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 mit einer Spaltung durch Gründung
einer oder mehrerer neuer Gesellschaften im Sinne von Artikel 21 Ab-
satz 1 verbunden wird, so unterwerfen sie diesen Vorgang den Vor-
schriften des Kapitels I und des Artikels 22.

(4) Artikel 1 Absätze 2 und 3 der Richtlinie 78/855/EWG ist anzu-
wenden.

KAPITEL I

Spaltung durch Übernahme

Artikel 2

(1) Im Sinne dieser Richtlinie ist die Spaltung durch Übernahme der
Vorgang, durch den eine Gesellschaft ihr gesamtes Aktiv- und Passiv-
vermögen im Wege der Auflösung ohne Abwicklung auf mehrere Ge-
sellschaften überträgt, und zwar gegen Gewährung von Aktien der Ge-
sellschaften, denen die sich aus der Spaltung ergebenden Einlagen zu-
gute kommen, — im folgenden „begünstigte Gesellschaften“ genannt —

▼B
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an die Aktionäre der gespaltenen Gesellschaft und gegebenenfalls Ge-
währung einer baren Zuzahlung, die den zehnten Teil des Nennbetrags
oder, wenn ein Nennbetrag nicht vorhanden ist, des rechnerischen Wer-
tes der gewährten Aktien nicht übersteigt.

(2) Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie 78/855/EWG ist anzuwenden.

(3) Soweit in dieser Richtlinie auf die Richtlinie 78/855/EWG ver-
wiesen wird, bezeichnen der Ausdruck „sich verschmelzende Gesell-
schaften“ die an der Spaltung beteiligten Gesellschaften, der Ausdruck
„übertragende Gesellschaft“ die gespaltene Gesellschaft, der Ausdruck
„übernehmende Gesellschaft“ jede begünstigte Gesellschaft und der
Ausdruck „Verschmelzungsplan“ den Spaltungsplan.

Artikel 3

(1) Die Verwaltungs- oder Leistungsorgane der an der Spaltung be-
teiligten Gesellschaften erstellen einen schriftlichen Spaltungsplan.

(2) Der Spaltungsplan muß mindestens folgende Angaben enthalten:

a) die Rechtsform, die Firma und den Sitz der an der Spaltung be-
teiligten Gesellschaften,

b) das Umtauschverhältnis der Aktien und gegebenenfalls die Höhe
der baren Zuzahlung,

c) die Einzelheiten hinsichtlich der Übertragung der Aktien der be-
günstigten Gesellschaften,

d) den Zeitpunkt, von dem an diese Aktien das Recht auf Teilnahme
am Gewinn gewähren, sowie alle Besonderheiten in bezug auf
dieses Recht,

e) den Zeitpunkt, von dem an die Handlungen der gespaltenen Ge-
sellschaft unter dem Gesichtspunkt der Rechnungslegung als für
Rechnung der einen oder anderen begünstigten Gesellschaft vor-
genommen gelten,

f) die Rechte, welche die begünstigten Gesellschaften den Aktionären
mit Sonderrechten und den Inhabern anderer Wertpapiere als Ak-
tien gewähren, oder die für diese Personen vorgeschlagenen Maß-
nahmen,

g) jeden besonderen Vorteil, der den Sachverständigen im Sinne des
Artikels 8 Absatz 1 sowie den Mitgliedern der Verwaltungs-, Leis-
tungs-, Aufsichts- oder Kontrollorgane der an der Spaltung betei-
ligten Gesellschaften gewährt wird,

h) die genaue Beschreibung und Aufteilung der Gegenstände des
Aktiv- und Passivvermögens, das an jede der begünstigten Gesell-
schaften zu übertragen ist,

i) die Aufteilung der begünstigten Gesellschaften auf die Aktionäre
der gespaltenen Gesellschaft sowie den Aufteilungsmaßstab.

(3) a) Wird ein Gegenstand des Aktivvermögens im Spaltungsplan
nicht zugeteilt und läßt auch dessen Auslegung eine Entschei-
dung über die Zuteilung nicht zu, so wird der Gegenstand oder
sein Gegenwert auf alle begünstigten Gesellschaften anteilig
im Verhältnis zu dem nach dem Spaltungsplan auf sie ent-
fallenden Nettoaktivvermögen übertragen.

b) Wird ein Gegenstand des Passivvermögens im Spaltungsplan
nicht zugeteilt und läßt auch dessen Auslegung eine Entschei-
dung über die Zuteilung nicht zu, so haftet jede der begünstig-
ten Gesellschaften als Gesamtschuldner. Die Mitgliedstaaten
können vorsehen, daß die gesamtschuldnerische Haftung auf
das Nettoaktivvermögen beschränkt wird, das jeder begünstig-
ten Gesellschaft zugeteilt wird.

▼B
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Artikel 4

Der Spaltungsplan ist mindestens einen Monat vor dem Tag der Haupt-
versammlung, die über den Spaltungsplan zu beschließen hat, für jede
der an der Spaltung beteiligten Gesellschaften nach den in den Rechts-
vorschriften der einzelnen Mitgliedstaaten gemäß Artikel 3 der Richt-
linie 68/151/EWG (1) vorgesehenen Verfahren offenzulegen.

Artikel 5

(1) Die Spaltung bedarf zumindest der Zustimmung der Hauptver-
sammlung jeder an der Spaltung beteiligten Gesellschaften. Artikel 7
der Richtlinie 78/855/EWG ist bezüglich der für diesen Beschluß erfor-
derlichen Mehrheit, dessen Tragweite sowie des Erfordernisses einer
gesonderten Abstimmung anzuwenden.

(2) Werden die Aktien der begünstigten Gesellschaften den Aktionä-
ren der gespaltenen Gesellschaft nicht im Verhältnis zu ihren Rechten
an deren Kapital gewährt, so können die Mitgliedstaaten vorsehen, daß
die Minderheitsaktionäre der gespaltenen Gesellschaft ihre Aktien auf-
kaufen lassen können. In diesem Fall haben sie Anspruch auf ein dem
Wert ihrer Aktien entsprechendes Entgelt. Sofern hierüber keine Eini-
gung erzielt wird, muß das Entgelt durch ein Gericht festgesetzt werden
können.

Artikel 6

Die Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats brauchen die Zustimmung
der Hauptversammlung einer begünstigten Gesellschaft nicht vorzu-
schreiben, wenn folgende Bedingungen erfüllt sind:

a) Die in Artikel 4 vorgeschriebene Offenlegung ist für die begünstigte
Gesellschaft mindestens einen Monat vor dem Tag derjenigen Haupt-
versammlung der gespaltenen Gesellschaft, die über den Spaltungs-
plan zu beschließen hat, zu bewirken;

b) jeder Aktionär der begünstigten Gesellschaft hat mindestens einen
Monat vor dem unter Buchstabe a) genannten Zeitpunkt das Recht,
am Sitz dieser Gesellschaft von den in Artikel 9 Absatz 1 genannten
Unterlagen Kenntnis zu nehmen;

c) ein oder mehrere Aktionäre der begünstigten Gesellschaft, die über
Aktien in einem Mindestprozentsatz des gezeichneten Kapitals ver-
fügen, müssen das Recht haben, die Einberufung einer Hauptver-
sammlung der begünstigten Gesellschaft, in der über die Zustim-
mung zu der Spaltung beschlossen wird, zu verlangen. Dieser Min-
desprozentsatz darf nicht auf mehr als 5 % festgesetzt werden. Die
Mitgliedstaaten können jedoch vorsehen, daß die Aktien ohne
Stimmrecht von der Berechnung dieses Prozentsatzes ausgenommen
sind.

Artikel 7

(1) Die Verwaltungs- oder Leistungsorgane jeder der an der Spaltung
beteiligten Gesellschaften erstellen einen ausführlichen schriftlichen Be-
richt, in dem der Spaltungsplan, insbesondere das Umtauschverhältnis
der Aktien und der Maßstab für ihre Aufteilung, rechtlich und wirt-
schaftlich erläutert und begründet wird.

(2) In dem Bericht ist außerdem auf besondere Schwierigkeiten bei
der Bewertung, soweit solche aufgetreten sind, hinzuweisen.

▼B
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Zu erwähnen sind darin ferner die Erstellung des Berichtes über die
Prüfung der Einlagen, die nicht Bareinlagen sind, nach Artikel 27 Ab-
satz 2 der Richtlinie 77/91/EWG (1) für die begünstigten Gesellschaften
sowie das Register, bei dem dieser Bericht zu hinterlegen ist.

(3) Die Verwaltungs- oder Leitungsorgane der gespaltenen Gesell-
schaft sind verpflichtet, über jede zwischen der Aufstellung des Spal-
tungsplans und dem Tag der Hauptversammlung der gespaltenen Ge-
sellschaft, die über den Spaltungsplan zu beschließen hat, eingetretene
wesentliche Veränderung des Aktiv- oder Passivvermögens die Haupt
versammlung der gespaltenen Gesellschaft sowie die Verwaltungs- oder
Leitungsorgane der begünstigten Gesellschaften zu unterrichten, damit
diese die Hauptversammlung ihrer Gesellschaft unterrichten.

Artikel 8

(1) Für jede der an der Spaltung beteiligten Gesellschaften prüfen ein
oder mehrere von diesen unabhängige Sachverständige, welche durch
ein Gericht oder eine Verwaltungsbehörde bestellt oder zugelassen sind,
den Spaltungsplan und erstellen einen schriftlichen Bericht für die Ak-
tionäre. Die Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats können jedoch die
Bestellung eines oder mehrerer unabhängiger Sachverständiger für alle
an der Spaltung beteiligten Gesellschaften vorsehen, wenn die Bestel-
lung auf gemeinsamen Antrag dieser Gesellschaften durch ein Gericht
oder eine Verwaltungsbehörde erfolgt. Diese Sachverständigen können
entsprechend den Rechtsvorschriften jedes Mitgliedstaats sowohl natür-
liche oder juristische Personen als auch Gesellschaften sein.

(2) Artikel 10 Absätze 2 und 3 der Richtlinie 78/855/EWG ist anzu-
wenden.

(3) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, daß der Bericht über die
Prüfung von Einlagen, die nicht Bareinlagen sind, nach Artikel 27 Ab-
satz 2 der Richtlinie 77/91/EWG sowie der Bericht über den Spaltungs-
plan nach Absatz 1 des vorliegenden Artikels von demselben bzw. den-
selben Sachverständigen erstellt werden.

Artikel 9

(1) Mindestens einen Monat vor dem Tag der Hauptversammlung,
die über den Spaltungsplan zu beschließen hat, hat jeder Aktionär das
Recht, am Sitz der Gesellschaft zumindest von folgenden Unterlagen
Kenntnis zu nehmen:

a) dem Spaltungsplan,

b) den Jahresabschlüssen und den Geschäftsberichten der an der Spal-
tung beteiligten Gesellschaften für die letzten drei Geschäftsjahre,

c) einer Zwischenbilanz, die für einen Zeitpunkt erstellt ist, der nicht
vor dem ersten Tag des dritten der Aufstellung des Spaltungsplans
vorausgehenden Monats liegen darf, sofern der letzte Jahresabschluß
sich auf ein mehr als sechs Monate vor der Aufstellung des Spal-
tungsplans abgelaufenes Geschäftsjahr bezieht,

d) den in Artikel 7 Absatz 1 genannten Berichten der Verwaltungs-
oder Leitungsorgane der an der Spaltung beteiligten Gesellschaften,

▼M1
e) gegebenenfalls den in Artikel 8 genannten Berichten.

▼B
(2) Die Zwischenbilanz nach Absatz 1 Buchstabe c) ist nach den-
selben Methoden und in derselben Gliederung zu erstellen wie die letzte
Jahresbilanz.

▼B
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Die Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats können jedoch vorsehen,
daß

a) es nicht erforderlich ist, eine neue körperliche Bestandsaufnahme
durchzuführen,

b) die Bewertungen der letzten Bilanz nur nach Maßgabe der Bewegun-
gen in den Büchern verändert zu werden brauchen, wobei jedoch zu
berücksichtigen sind:

— Abschreibungen, Wertberichtigungen und Rückstellungen für die
Zwischenzeit,

— wesentliche, aus den Büchern nicht ersichtliche Veränderungen
der wirklichen Werte.

(3) Vollständige oder, falls gewünscht, auszugsweise Abschriften der
in Absatz 1 genannten Unterlagen sind jedem Aktionär auf formlosen
Antrag kostenlos zu erteilen.

▼M1

Artikel 10

(1) Weder die in Artikel 8 Absatz 1 vorgesehene Prüfung des Spal-
tungsplans noch die dort vorgesehene Erstellung eines Sachverständi-
genberichts sind erforderlich, wenn alle Aktionäre und Inhaber anderer
mit einem Stimmrecht verbundener Wertpapiere aller an der Spaltung
beteiligten Gesellschaften darauf verzichtet haben.

(2) Die Mitgliedstaaten können gestatten, dass Artikel 7 und Artikel 9
Absatz 1 Buchstaben c und d keine Anwendung finden, wenn alle
Aktionäre und Inhaber anderer mit einem Stimmrecht verbundener
Wertpapiere aller an der Spaltung beteiligten Gesellschaften darauf ver-
zichtet haben.

▼B

Artikel 11

Die Wahrung von Ansprüchen der Arbeitnehmer der an der Spaltung
beteiligten Gesellschaften wird gemäß der Richtlinie 77/187/EWG (1)
geregelt.

Artikel 12

(1) Die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten müssen ein angemes-
senes Schutzsystem für die Interessen der Gläubiger der an der Spaltung
beteiligten Gesellschaften vorsehen, deren Forderungen vor der Be-
kanntmachung des Spaltungsplans entstanden und zum Zeitpunkt dieser
Bekanntmachung noch nicht fällig sind.

(2) Zu diesem Zweck sehen die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa-
ten zumindest vor, daß diese Gläubiger Anspruch auf angemessene
Garantien haben, wenn die finanzielle Lage der gespaltenen Gesellschaft
sowie der Gesellschaft, auf die die Verpflichtung nach dem Spaltungs-
plan übertragen wird, einen solchen Schutz erforderlich machen und die
Gläubiger nicht schon derartige Garantien haben.

(3) Soweit ein Gläubiger von der Gesellschaft, auf welche die Ver-
pflichtung nach dem Spaltungsplan übertragen wurde, keine Befriedi-
gung erlangt hat, haften die begünstigten Gesellschaften für diese Ver-
pflichtung als Gesamtschuldner. Die Mitgliedstaaten können diese Haf-
tung auf das jeder dieser Gesellschaften mit Ausnahme der Gesellschaft,
auf die die Verpflichtung übertragen wurde, zugeteilte Nettoaktivver-
mögen beschränken. Sie brauchen diesen Absatz nicht anzuwenden,
wenn der Vorgang der Spaltung der Aufsicht eines Gerichtes nach

▼B
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Artikel 23 unterliegt und in einer Versammlung nach Artikel 23 Absatz
1 Buchstabe c) die Mehrzahl der Gläubiger, auf die Dreiviertel des
Betrages der Forderungen entfallen, oder die Mehrzahl einer Kategorie
von Gläubigern der gespaltenen Gesellschaft, auf die Dreiviertel des
Betrages der Forderungen dieser Kategorie entfallen, darauf verzichtet
haben, die gesamtschuldnerische Haftung geltend zu machen.

(4) Artikel 13 Absatz 3 der Richtlinie 78/855/EWG ist anzuwenden.

(5) Unbeschadet der Vorschriften über die gemeinsame Ausübung
der Rechte der Anleihegläubiger der an der Spaltung beteiligten Gesell-
schaften sind die Absätze 1 bis 4 auf diese Gläubiger anzuwenden, es
sei denn, eine Versammlung der Anleihegläubiger — sofern die einzel-
staatlichen Rechtsvorschriften eine solche Versammlung vorsehen —
oder jeder einzelne Anleihegläubiger hat der Spaltung zugestimmt.

(6) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, daß die begünstigten Ge-
sellschaften für die Verpflichtungen der gespaltenen Gesellschaft als
Gesamtschuldner haften. In diesem Fall brauchen sie die vorstehenden
Absätze nicht anzuwenden.

(7) Verbindet ein Mitgliedstaat das System des Gläubigerschutzes
nach den Absätzen 1 bis 5 mit der gesamtschuldnerischen Haftung
der begünstigten Gesellschaften nach Absatz 6, so kann er diese Haf-
tung auf das jeder dieser Gesellschaften zugeteilte Nettoaktivvermögen
beschränken.

Artikel 13

Die Inhaber anderer Wertpapiere, die mit Sonderrechten verbunden,
jedoch keine Aktien sind, müssen in den begünstigten Gesellschaften,
denen gegenüber ihre Rechte nach dem Spaltungsplan geltend gemacht
werden können, Rechte erhalten, die mindestens denen gleichwertig
sind, die sie in der gespaltenen Gesellschaft hatten, es sei denn, daß
eine Versammlung der Inhaber — sofern die einzelstaatlichen Rechts-
vorschriften eine solche Versammlung vorsehen — der Änderung dieser
Rechte oder daß jeder einzelne Inhaber der Änderung seines Rechts
zugestimmt hat oder daß diese Inhaber einen Anspruch auf Rückkauf
ihrer Wertpapiere haben.

Artikel 14

Falls die Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats für Spaltungen eine
vorbeugende gerichtliche oder verwaltungsmäßige Kontrolle der Recht-
mäßigkeit nicht vorsehen oder sich diese Kontrolle nicht auf alle für die
Spaltung erforderlichen Rechtshandlungen erstreckt, ist Artikel 16 der
Richtlinie 78/855/EWG anzuwenden.

Artikel 15

Die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten bestimmen den Zeitpunkt, zu
dem die Spaltung wirksam wird.

Artikel 16

(1) Für jede der an der Spaltung beteiligten Gesellschaften muß die
Spaltung nach den in den Rechtsvorschriften eines jeden Mitgliedstaates
in Übereinstimmung mit Artikel 3 der Richtlinie 68/151/EWG vorge-
sehenen Verfahren offengelegt werden.

(2) Jede begünstigte Gesellschaft kann die für die gespaltene Gesell-
schaft vorzunehmenden Förmlichkeiten der Offenlegung selbst veran-
lassen.

▼B

1982L0891— DE— 07.12.2007 — 001.001— 8



Artikel 17

(1) Die Spaltung bewirkt ipso jure gleichzeitig folgendes:

a) Sowohl zwischen der gespaltenen Gesellschaft und den begünstigten
Gesellschaften als auch gegenüber Dritten geht das gesamte Aktiv-
und Passivvermögen der gespaltenen Gesellschaft auf die begünstig-
ten Gesellschaften über, und zwar entsprechend der im Spaltungsplan
oder in Artikel 3 Absatz 3 vorgesehenen Aufteilung;

b) Die Aktionäre der gespaltenen Gesellschaft werden entsprechend der
im Spaltungsplan vorgesehenen Aufteilung Aktionäre einer oder
mehrerer begünstigter Gesellschaften;

c) die gespaltene Gesellschaft erlischt.

(2) Es werden keine Aktien einer begünstigten Gesellschaft im Aus-
tausch für Aktien der gespaltenen Gesellschaft gegeben, die sich

a) im Besitz dieser begünstigten Gesellschaft selbst oder einer Person
befinden, die im eigenen Namen, aber für Rechnung der Gesellschaft
handelt;

b) im Besitz der gespaltenen Gesellschaft selbst oder einer Person be-
finden, die im eigenen Namen, aber für Rechnung der Gesellschaft
handelt.

(3) Unberührt bleiben die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten, die
für die Wirksamkeit der Übertragung bestimmter, von der gespaltenen
Gesellschaft eingebrachter Vermögensgegenstände, Rechte und Pflichten
gegenüber Dritten besondere Förmlichkeiten erfordern. Die begünstig-
te(n) Gesellschaft(en), der (denen) diese Vermögensgegenstände, Rechte
und Pflichten nach dem Spaltungsplan oder nach Artikel 3 Absatz 3
übertragen werden, kann (können) diese Förmlichkeiten selbst veranlas-
sen; die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten können jedoch der ge-
spaltenen Gesellschaft gestatten, während eines begrenzten Zeitraums
diese Förmlichkeiten weiter zu vollziehen; dieser Zeitraum kann nur
in Ausnahmefällen auf mehr als sechs Monate nach dem Zeitpunkt, in
dem die Spaltung wirksam wird, festgesetzt werden.

Artikel 18

Die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten regeln zumindest die zivil-
rechtliche Haftung der Mitglieder des Verwaltungs- oder Leitungsorgans
der gespaltenen Gesellschaft gegenüber den Aktionären dieser Gesell-
schaft für schuldhaftes Verhalten von Mitgliedern dieses Organs bei der
Vorbereitung und dem Vollzug der Spaltung sowie die zivilrechtliche
Haftung der Sachverständigen, die beauftragt sind, für diese Gesellschaft
den in Artikel 8 vorgesehenen Bericht zu erstellen, für schuldhaftes
Verhalten bei der Erfüllung ihrer Aufgaben.

Artikel 19

(1) Die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten können die Nichtig-
keit der Spaltung von Gesellschaften nur nach Maßgabe folgender Be-
stimmungen regeln:

a) Die Nichtigkeit muß durch gerichtliche Entscheidung ausgesprochen
werden;

b) für nichtig erklärt werden kann eine im Sinne von Artikel 15 wirk-
sam gewordene Spaltung nur wegen Fehlens einer vorbeugenden
gerichtlichen oder verwaltungsmäßigen Kontrolle der Rechtmäßigkeit
oder einer öffentlichen Beurkundung oder wenn festgestellt wird, daß
der Beschluß der Hauptversammlung nach innerstaatlichem Recht
nichtig oder anfechtbar ist;
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c) die Nichtigkeitsklage kann nicht mehr erhoben werden, wenn eine
Frist von sechs Monaten verstrichen ist, nachdem die Spaltung dem-
jenigen gegenüber wirksam geworden ist, der sich auf die Nichtig-
keit beruft, oder wenn der Mangel behoben worden ist;

d) kann der Mangel, dessentwegen die Spaltung für nichtig erklärt wer-
den kann, behoben werden, so räumt das zuständige Gericht den
beteiligten Gesellschaften dazu eine Frist ein;

e) die gerichtliche Entscheidung, durch welche die Nichtigkeit der Spal-
tung ausgesprochen wird, wird in Übereinstimmung mit Artikel 3 der
Richtlinie 68/151/EWG nach den in den Rechtsvorschriften jedes
Mitgliedstaats vorgesehenen Verfahren offengelegt;

f) falls die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten gegen die gericht-
liche Entscheidung einen Einspruch Dritter vorsehen, so kann dieser
nach Ablauf einer Frist von sechs Monaten seit Offenlegung der
gerichtlichen Entscheidung gemäß der Richtlinie 68/151/EWG nicht
mehr erhoben werden;

g) die gerichtliche Entscheidung, durch welche die Nichtigkeit der Spal-
tung ausgesprochen wird, berührt für sich allein nicht die Wirksam-
keit der Verpflichtungen, die vor der Offenlegung der gerichtlichen
Entscheidung, jedoch nach dem in Artikel 15 bezeichneten Zeit-
punkt, zu Lasten oder zugunsten der begünstigten Gesellschaften
entstanden sind;

h) jede begünstigte Gesellschaft haftet für die Verpflichtungen zu ihren
Lasten, die nach dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Spaltung
und vor dem Zeitpunkt, zu dem der Beschluß über die Nichtigkeit
der Spaltung offengelegt worden ist, entstanden sind. Die gespaltene
Gesellschaft haftet ebenfalls für diese Verpflichtungen; die Mitglied-
staaten können vorsehen, daß diese Haftung auf den Teil des Netto-
aktivvermögens beschränkt ist, welcher auf die begünstigte Gesell-
schaft entfällt, zu deren Lasten diese Verpflichtungen entstanden
sind.

(2) Abweichend von Absatz 1 Buchstabe a) können die Rechtsvor-
schriften eines Mitgliedstaats auch gestatten, daß die Nichtigkeit der
Spaltung durch eine Verwaltungsbehörde ausgesprochen wird, wenn
gegen eine solche Entscheidung ein Rechtsbehelf bei einem Gericht
eingelegt werden kann. Die Buchstaben b), d), e), f), g) und h) gelten
entsprechend für die Verwaltungsbehörde. Dieses Nichtigkeitsverfahren
kann nach Ablauf einer Frist von 6 Monaten nach dem in Artikel 15
genannten Zeitpunkt nicht mehr eingeleitet werden.

(3) Unberührt bleiben die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über
die Nichtigkeit einer Spaltung, die im Wege einer anderen Kontrolle der
Spaltung als der vorbeugenden gerichtlichen oder verwaltungsmäßigen
Kontrolle der Rechtmäßigkeit ausgesprochen wird.

Artikel 20

Gehören den begünstigten Gesellschaften insgesamt alle Aktien sowie
sonstigen Anteile der gespaltenen Gesellschaft, die in der Hauptver-
sammlung ein Stimmrecht gewähren, so brauchen die Mitgliedstaaten
unbeschadet des Artikels 6 die Zustimmung der Hauptversammlung der
gespaltenen Gesellschaft zur Spaltung nicht vorzuschreiben, wenn min-
destens folgende Bedingungen erfüllt sind:

a) Die in Artikel 4 vorgeschriebene Offenlegung ist für die an dem
Vorgang beteiligten Gesellschaften mindestens einen Monat vor
dem Zeitpunkt, zu dem der Vorgang wirksam wird, zu bewirken;

b) alle Aktionäre der an dem Vorgang beteiligten Gesellschaften haben
das Recht, mindestens einen Monat vor dem Zeitpunkt, zu dem der
Vorgang wirksam wird, am Sitz ihrer Gesellschaft von den in Arti-
kel 9 Absatz 1 bezeichneten Unterlagen Kenntnis zu nehmen. Arti-
kel 9 Absätze 2 und 3 ist anzuwenden;
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c) ein oder mehrere Aktionäre der gespaltenen Gesellschaft, die über
Aktien in einem Mindestprozentsatz des gezeichneten Kapitals ver-
fügen, müssen das Recht haben, die Einberufung einer Hauptver-
sammlung der gespaltenen Gesellschaft, in der über die Zustimmung
zu der Spaltung beschlossen wird, zu verlangen. Dieser Mindestpro-
zentsatz darf nicht auf mehr als 5 % festgesetzt werden. Die Mit-
gliedstaaten können jedoch vorsehen, daß die Aktien ohne Stimm-
recht von der Berechnung dieses Prozentsatzes ausgenommen sind;

d) wird eine Hauptversammlung der gespaltenen Gesellschaft, in der
über die Zustimmung zur Spaltung beschlossen wird, nicht einbe-
rufen, so erstreckt sich die in Artikel 7 Absatz 3 vorgesehene Unter-
richtung auf jede nach der Aufstellung des Spaltungsplans eingetre-
tene wesentliche Veränderung des Aktiv- und Passivvermögens.

KAPITEL II

Spaltung durch Gründung neuer Gesellschaften

Artikel 21

(1) Im Sinne dieser Richtlinie ist die Spaltung durch Gründung neuer
Gesellschaften der Vorgang, durch den eine Gesellschaft ihr gesamtes
Aktiv- und Passivvermögen im Wege der Auflösung ohne Abwicklung
auf mehrere neugegründete Gesellschaften überträgt, und zwar gegen
Gewährung von Aktien der begünstigten Gesellschaften an die Aktio-
näre der gespaltenen Gesellschaft und gegebenenfalls Gewährung einer
baren Zuzahlung, die den zehnten Teil des Nennbetrags oder, wenn ein
Nennbetrag nicht vorhanden ist, des rechnerischen Wertes der gewähr-
ten Aktien nicht übersteigt.

2. Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie 78/855/EWG ist anzuwenden.

Artikel 22

(1) Die Artikel 3, 4, 5 und 7, Artikel 8 Absätze 1 und 2 und die
Artikel 9 bis 19 sind unbeschadet der Artikel 11 und 12 der Richtlinie
68/151/EWG auf die Spaltung durch Gründung neuer Gesellschaften
anzuwenden. Für diese Anwendung bedeuten der Ausdruck „an der
Spaltung beteiligte Gesellschaften“ die gespaltene Gesellschaft, der Aus-
druck „begünstigte Gesellschaft“ jede der neuen Gesellschaften.

(2) Der Spaltungsplan erwähnt außer den Angaben nach Artikel 3
Absatz 2 die Rechtsform, die Firma und den Sitz jeder der neuen Ge-
sellschaften.

(3) Der Spaltungsplan und, falls sie Gegenstand eines getrennten
Aktes sind, der Errichtungsakt oder der Entwurf des Errichtungsaktes
und die Satzung oder der Entwurf der Satzung jeder der neuen Gesell-
schaften bedürfen der Zustimmung der Hauptversammlung der gespalte-
nen Gesellschaft.

(4) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, daß der Bericht über die
Prüfung von Einlagen, die nicht Bareinlagen sind, nach Artikel 10 der
Richtlinie 77/91/EWG sowie der Bericht über den Spaltungsplan nach
Artikel 8 Absatz 1 der vorliegenden Richtlinie von demselben bzw.
denselben Sachverständigen erstellt werden.

(5) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, daß Artikel 8 und — in
bezug auf den Sachverständigenbericht — Artikel 9 keine Anwendung
finden, wenn die Aktien jeder der neuen Gesellschaften den Aktionären
der gespaltenen Gesellschaft im Verhältnis zu ihren Rechten am Kapital
dieser Gesellschaft gewährt werden.
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KAPITEL III

Spaltung unter Aufsicht eines Gerichtes

Artikel 23

(1) Die Mitgliedstaaten können Absatz 2 anwenden, wenn die Spal-
tung unter der Aufsicht eines Gerichtes erfolgt, das befugt ist,

a) die Hauptversammlung der Aktionäre der gespaltenen Gesellschaft
einzuberufen, damit sie über die Spaltung beschließt;

b) sich zu vergewissern, daß die Aktionäre jeder der an der Spaltung
beteiligten Gesellschaften zumindest die in Artikel 9 bezeichneten
Unterlagen binnen einer Frist erhalten haben oder sich beschaffen
können, die es ihnen ermöglicht, sie rechtzeitig vor dem Tag der
Hauptversammlung ihrer Gesellschaft, die über die Spaltung zu be-
schließen hat, zu prüfen; macht ein Mitgliedstaat von der in Artikel 6
vorgesehenen Möglichkeit Gebrauch, so muß die Frist ausreichen,
um es den Aktionären der begünstigten Gesellschaften zu ermögli-
chen, die ihnen durch Artikel 6 zuerkannten Rechte auszuüben;

c) eine Versammlung der Gläubiger jeder der an der Spaltung beteilig-
ten Gesellschaften einzuberufen, damit sie über die Spaltung be-
schließt;

d) sich zu vergewissern, daß die Gläubiger jeder der an der Spaltung
beteiligten Gesellschaften zumindest den Spaltungsplan binnen einer
Frist erhalten haben oder sich beschaffen können, die es ihnen er-
möglicht, ihn rechtzeitig vor dem unter Buchstabe b) genannten
Zeitpunkt zu prüfen;

e) den Spaltungsplan zu genehmigen.

(2) Stellt das Gericht fest, daß die in Absatz 1 Buchstaben b) und d)
bezeichneten Bedingungen erfüllt sind und den Aktionären und den
Gläubigern kein Schaden entstehen kann, so kann es die an der Spal-
tung beteiligten Gesellschaften befreien von der Anwendung

a) des Artikels 4 unter der Bedingung, daß das in Artikel 12 Absatz 1
bezeichnete angemessene Schutzsystem für die Interessen der Gläu-
biger sich auf alle Forderungen erstreckt, unabhängig von dem Zeit-
punkt, zu dem sie entstanden sind;

b) der in Artikel 6 Buchstaben a) und b) bezeichneten Bedingungen,
wenn ein Mitgliedstaat von der in Artikel 6 vorgesehenen Möglich-
keit Gebrauch macht;

c) des Artikels 9 hinsichtlich der Frist und der Einzelheiten, die darin
für die Möglichkeit festgelegt sind, daß die Aktionäre von den be-
zeichneten Unterlagen Kenntnis nehmen.

KAPITEL IV

Andere der Spaltung gleichgestellte Vorgänge

Artikel 24

Gestatten die Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats für einen der in
Artikel 1 vorgesehenen Vorgänge, daß die bare Zuzahlung den Satz von
10 % übersteigt, so sind die Kapitel I, II und III anzuwenden.

Artikel 25

Gestatten die Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats einen der in Arti-
kel 1 vorgesehenen Vorgänge, ohne daß die gespaltene Gesellschaft
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aufhört zu bestehen, so sind die Kapitel I, II und III mit Ausnahme des
Artikels 17 Absatz 1 Buchstabe c) anzuwenden.

KAPITEL V

Schlußbestimmungen

Artikel 26

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen vor dem 1. Januar 1986 die erforder-
lichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie nach-
zukommen, soweit sie zu diesem Zeitpunkt Vorgänge, auf die diese
Richtlinie anwendbar ist, gestatten. Sie setzen die Kommission unver-
züglich davon in Kenntnis.

(2) Gestattet ein Mitgliedstaat nach dem in Absatz 1 vorgesehenen
Zeitpunkt die Spaltung, so erläßt er die in Absatz 1 genannten Vor-
schriften an dem Tag, an dem er diesen Vorgang gestattet. Er setzt die
Kommission unverzüglich davon in Kenntnis.

(3) Für die Anwendung der in Absatz 1 genannten Vorschriften auf
die „unregistered companies“ im Vereinigten Königreich und in Irland
kann jedoch eine Frist von fünf Jahren vorgesehen werden, die mit
Inkrafttreten dieser Vorschriften beginnt.

(4) Die Mitgliedstaaten brauchen die Artikel 12 und 13 auf Inhaber
von Wandelschuldverschreibungen und anderen Wertpapieren, die in
Aktien umgewandelt werden können, nicht anzuwenden, wenn bei In-
krafttreten der Vorschriften nach Absatz 1 oder 2 in den Ausgabebe-
dingungen die Stellung dieser Inhaber bei einer Spaltung vorab festge-
legt worden ist.

(5) Die Mitgliedstaaten brauchen diese Richtlinie nicht auf Spaltun-
gen oder diesen gleichgestellte Vorgänge anzuwenden, für deren Vor-
bereitung oder Durchführung eine durch die einzelstaatlichen Rechtsvor-
schriften vorgesehene Handlung oder Förmlichkeit bereits zum Zeit-
punkt des Inkrafttretens der in Absatz 1 oder 2 genannten Vorschriften
vorgenommen worden ist.

Artikel 27

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.
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